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Vorwort

Die Neuauflage setzt die Konzeption der Erstausgabe fort. Der Text ist sprachlich 
überarbeitet worden und soll die Lesefreundlichkeit erhöhen. An ausgewählten Stellen, 
wie etwa bei der Abgabe und dem Zugang von Willenserklärungen, der Stellvertre-
tung, der Form des Rechtsgeschäfts und der Verjährung von Ansprüchen ist der Text 
ergänzt worden.

Die Frage, „wie“ juristische Fälle systematisch gelöst werden können, ist weiterhin 
ein Schwerpunkt des Buches (Anspruch entstanden – Anspruch erloschen – Anspruch 
durchsetzbar). Dementsprechend widmen sich die §§ 1-5 dieser Herausforderung.

Die Neuauflage soll den Leserinnen und Lesern den Zugang zum Allgemeiner Teil des 
Bürgerlichen Gesetzbuches weiter erleichtern und zur vertieften Diskussion anregen.

Auf Zuschriften aus dem Leserkreis freue ich mich. Kritik, Anregungen für Verbesse-
rungen, Hinweise auf Fehler oder Ungenauigkeiten jeder Art sind mir willkommen. Ich 
werde bemüht sein, zeitnah zu antworten. Erreichbar bin ich unter

teichmann@tm-anwaelte.de

Mein besonderer Dank gilt Frau Stefanie Hörpel für die akribische Durchsicht der 
Manuskriptdatei.

Mannheim, im August 2025 Artur Teichmann
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Einführung

Recht und Gesetz

Die Begriffe „Recht und Gesetz“ sind in natürlicher Weise miteinander verbunden. 
So sollen verschiedene Bereiche, die eine Gemeinschaft als regelungsbedürftig ansieht, 
sozial gerecht in Gesetzen festgehalten werden. Gesetze verwirklichen somit für Jeder-
mann das in ihnen für jeden Einzelfall enthaltene Recht. Damit zeigen rechtliche 
Regelungen (Gesetze) den Rahmen auf, in dem jeder Einzelne sein Verhalten und seine 
individuellen Wünsche an den Bedürfnissen der Gemeinschaft ausrichten muss.

Beispiel:
Die Gemeinschaft, vertreten durch die von ihnen gewählten Abgeordneten im Deutschen 
Bundestag, sieht es zB als notwendig an, dass für Kaufverträge Regelungen aufgestellt wer-
den (vgl. §§ 433 ff.),1 die „sozial gerechte“ Lösungen anbieten, zB für die Frage, in welcher 
Reihenfolge der Käufer seine Rechte gegenüber dem Verkäufer ausüben kann, wenn eine 
Sache nicht oder nicht vertragsgemäß (mangelhaft) geliefert wurde.

So sehen es § 437 Nr. 1 und § 439 Abs. 1 als gerecht an, dass der Verkäufer bei der 
Mangelhaftigkeit einer Sache das sog. „Recht der zweiten Andienung“ haben soll, bevor 
der Käufer seine weiteren Rechte, wie Schadensersatz, Aufwendungsersatz, Rücktritt oder 
Minderung geltend machen kann. Auch wenn der Käufer nach Feststellung eines Mangels 
an der gekauften Sache, zB aufgrund der oftmals damit verbundenen Enttäuschung, sofort 
vom Kaufvertrag zurücktreten und sein Geld zurückhaben möchte, ist ein solches Vorgehen 
aufgrund der gesetzlichen Regelungen grundsätzlich nicht möglich.

Objektives und subjektives Recht

Aus dem Vorstehenden ergibt sich die Einteilung in objektives und das sich daraus 
ableitende subjektive Recht.

Recht im objektiven Sinn

Recht im objektiven Sinn ist die Gesamtheit der mündlich überlieferten oder schriftlich 
niedergelegten Grundsätze, die sich eine Gemeinschaft gibt, dh (1) eine Gruppe von 
Menschen zueinander, (2) eine Gemeinschaft zu übergeordneten Hoheitsträgern,2 oder 
(3) Hoheitsträger untereinander,3 und die (4) in bindender Weise das Zusammenleben 
ordnen und regeln.4

Beispiel:
Während jeder Vorlesung einer Hochschule herrscht gespannte Aufmerksamkeit, obwohl 
vielleicht der ein oder andere Studierende laut schreien möchte, dennoch gilt: Alle Studie-
renden haben sich mit der Einschreibung der Pflicht unterworfen, die Vorlesungen nicht 
zu stören. Studierende, die sich an diese Pflicht nicht halten, können des Vorlesungssaals 
verwiesen werden, weil zB der Lehrbeauftragte während der Vorlesung im Vorlesungssaal 
für den Rektor das Hausrecht ausübt.

Wenn in der obigen Definition von den „mündlich überlieferten Grundsätzen“ gespro-
chen wurde, ist damit das sog. Gewohnheitsrecht gemeint. Darunter werden unge-
schriebene Rechtsnormen verstanden, die nicht in einem Gesetz nachlesbar sind, son-

§ 1

I.

1.

a)

1 Regelungen ohne Gesetzesbezeichnung sind solche des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB).
2 Beispiel: Verhältnis des Bürgers zum Finanzamt.
3 Beispiel: Verhältnis des Bundesrates zum Bundestag oder der Bundesländer zum Bund.
4 Wörlen/Metzler-Müller/Balleis BGB AT Rn. 5; Köbler Juristisches Wörterbuch Stichwort: Recht.

    § 1
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dern die sich in langjähriger (dauernder) Übung und im ständigen Gerichtsgebrauch 
herausgebildet haben.5 Deren Bedeutung ist heute aber stark eingeschränkt, weil nahe-
zu jede Materie durch geschriebene Rechtsnormen (Gesetze) geregelt wird.

Beispiele für Gewohnheitsrecht:
Hammerschlag- oder Leiterrecht:6 Danach darf in manchen Regionen von Deutschland der 
Eigentümer eines dicht an der Grundstücksgrenze stehenden Hauses zu Reparaturarbeiten 
eine Leiter schräg an die Hauswand lehnen, auch wenn die Füße der Leiter dabei auf dem 
Nachbargrund stehen.

Kaufmännisches Bestätigungsschreiben:7 Bei einem kaufmännischen Bestätigungsschreiben 
gilt der Inhalt eines Schreibens, das von einem Kaufmann bzw. einer Person, die im Han-
delsverkehr wie ein Kaufmann tätig ist, vom Empfänger, der ebenfalls kaufmännisch oder 
vergleichbar tätig ist, als angenommen, wenn dieser dem Inhalt des Schreibens nicht wider-
spricht. Das Schweigen des Empfängers gilt somit als Zustimmung zu dessen Inhalt.

Scheinkaufmann:8 Derjenige, der im Rechtsverkehr den Eindruck erweckt, er sei Kaufmann, 
muss sich zugunsten gutgläubiger Dritter auch als Kaufmann behandeln lassen, obwohl 
er tatsächlich kein Kaufmann ist. Für ihn gilt dann zB die Norm des § 377 HGB (Untersu-
chungs- und Rügeobliegenheit).

Recht im subjektiven Sinn

Recht im subjektiven Sinn ist die Befugnis, die sich aus einer Rechtsnorm des objekti-
ven Rechts für den Berechtigten unmittelbar ergibt.9

Beispiel (Unterscheidung zwischen objektivem und subjektivem Recht):
Das BGB regelt, wie zivilrechtliche, dh privatrechtliche Verhältnisse abzuwickeln sind (zB 
Kaufverträge, Dienst- und Werkverträge). Dabei handelt es sich um objektives Recht. Aus 
dem objektiven Recht lässt sich auch das subjektive Recht ableiten:

Wenn zB der Verkäufer V einer Sache diese dem Käufer K mangelhaft liefert, hat 
K nach § 437 Nr. 1, § 439 Abs. 1 das Recht, vom V Nacherfüllung10 zu verlangen. 
Die aus dem objektiven Recht des BGB, dh dem allgemeinen Regelwerk stammenden 
Normen des § 437 Nr. 1 und des § 439 Abs. 1 geben somit im konkreten Fall dem K 
das subjektive (individuelle) Recht auf Nacherfüllung gegenüber dem V.

Beispiel:
§ 903 stammt aus dem objektiven Recht des BGB und gibt dem Eigentümer einer Sache ein 
subjektives Recht: Ein konkreter Eigentümer erhält das subjektive Recht mit seiner konkre-
ten Sache nach Belieben zu verfahren, dh er kann sie zerstören, verändern, verschenken etc.

Gesetze im materiellen und formellen Sinn

Bei Gesetzen wird unterschieden, ob es sich um solche im materiellen und/oder formel-
len Sinn handelt.

b)

2.

5 Köbler Juristisches Wörterbuch Stichwort: Gewohnheitsrecht; Brox/Walker BGB AT § 1 Rn. 8.
6 Beispiel nach Wörlen/Metzler-Müller/Balleis BGB AT Rn. 9.
7 Teichmann HandelsR Rn. 897 ff.
8 Teichmann HandelsR Rn. 234 ff.
9 Wörlen/Metzler-Müller/Balleis BGB AT Rn. 10; Köbler Juristisches Wörterbuch Stichwort: Recht.

10 Bei einer Nacherfüllung kann der Käufer grundsätzlich entscheiden, ob er die Beseitigung des Mangels oder 
die Lieferung einer mangelfreien Sache geltend macht (Ausnahme: § 439 Abs. 4).

§ 1  Einführung§ 1
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Gesetz im materiellen Sinn

Ein Gesetz im materiellen Sinn ist jede Rechtsnorm, die für eine unbestimmte Vielzahl 
von Personen allgemein verbindliche Regelungen für unbestimmt viele Fälle (Sachver-
halte) aufstellt.11

Beispiel:
Wer eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis (zB einem Kaufvertrag) verletzt und dadurch 
einen Schaden schuldhaft verursacht, ist zum Schadensersatz verpflichtet (§ 280 Abs. 1). 
Dabei wird auf den Inhalt der Gesetzesnorm, dh auf deren „materiellen Gehalt“, abge-
stellt: Jede (zunächst noch unbestimmte) Person, die eine Pflicht verletzt (zunächst noch 
unbestimmt, welche Pflicht), muss Schadensersatz leisten, wenn sie den Schaden schuldhaft 
herbeigeführt hat.

Gesetz im formellen Sinn

Ein Gesetz im formellen Sinn ist jeder Beschluss der Gesetzgebungsorgane, der in 
einem förmlichen Gesetzgebungsverfahren ergangen ist, ausgefertigt und verkündet 
wird, dh von der „legislativen12 Gewalt“ nach Durchlaufen des Gesetzgebungsverfah-
rens.13

Beispiel:
Das BGB stammt aus dem Jahr 1900 und wurde nach Durchlaufen des Gesetzgebungsver-
fahrens vom Parlament verabschiedet.

Die meisten Gesetze sind somit Gesetze im formellen als auch im materiellen Sinn.

Ausnahmen

Es gibt Ausnahmen, beides muss nicht immer zusammenfallen:

Haushaltsplan der Regierung

Dieser wird zwar in einem förmlichen Gesetzgebungsverfahren vom Parlament verab-
schiedet (vgl. Art. 110 GG) und ist somit ein formelles Gesetz, begründet aber keine 
materiellen Rechte und Pflichten für den einzelnen Bürger, sondern bindet nur die 
Staatsorgane.14

Beispiel:
Werden im Bundeshaushalt Ausgaben für den Straßenbau in Höhe von 100 Mio. Euro 
eingestellt, kann kein Bürger daraus den Anspruch ableiten, dass die 100 Mio. Euro auch 
tatsächlich für den Straßenbau eingesetzt werden.

Satzungen, Rechtsverordnungen

Ebenso gibt es auch materielle Gesetze, die nicht in einem förmlichen Gesetzgebungs-
verfahren verabschiedet werden. Sie entstehen, ohne dass das Parlament daran direkt 
beteiligt ist.15

a)

b)

c)

aa)

bb)

11 Wörlen/Metzler-Müller/Balleis BGB AT Rn. 6 und Rn. 8; Köbler Juristisches Wörterbuch Stichwort: Gesetz.
12 Daneben gibt es die judikative und die administrative Gewalt (Gewaltenteilungsprinzip).
13 Wörlen/Metzler-Müller/Balleis BGB AT Rn. 6 und Rn. 8; Köbler Juristisches Wörterbuch Stichwort: Gesetz.
14 Wörlen/Metzler-Müller/Balleis BGB AT Rn. 8.
15 Brox/Walker BGB AT § 1 Rn. 5 f.
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Beispiel:
Erlässt zB die Stadt Mannheim eine Satzung über das Tragen von Maulkörben für Hunde 
im Freien, so ist die Verordnung materielles Recht, das von jedem Bürger, der in Mannheim 
einen Hund im Freien mit sich führt, zu beachten ist. Gleichwohl ist eine solche „Hundesat-
zung“ nicht von einem Gesetzgebungsorgan (Bundes- oder Landtag) in einem förmlichen 
Gesetzgebungsverfahren, sondern im Wege der Selbstverwaltung von der Stadt Mannheim 
(Gemeinderat) erlassen worden.16

Die Satzung ist somit ausschließlich ein materielles und kein formelles Gesetz.

Weiter können Gesetze in Form von sog. Rechtsverordnungen geschaffen werden, 
wenn ein formelles Gesetz hierzu die Ermächtigung gibt. Diese muss nach Inhalt, 
Zweck und Ausmaß hinreichend bestimmt sein (Art. 80 GG).

Beispiel:
In § 6 Abs. 1 StVG, dh in einem formellen Gesetz, ist die Ermächtigung für den Bundesmi-
nister für Verkehr und digitale Infrastruktur geregelt, eine Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates zu erlassen, in der die Einzelheiten über den Verkehr von Kraftfahr-
zeugen auf öffentlichen Wegen und Plätzen enthalten sind.17

Hierzu wurde die Straßenverkehrsordnung (StVO) erlassen. Diese ist somit ein materi-
elles und kein formelles Gesetz, weil sie nicht das parlamentarische Gesetzgebungsver-
fahren durchlaufen hat.

Formelle und materielle Gesetze unterscheiden sich nur durch den Weg, auf dem sie 
zustande gekommen sind.

Sitte und Moral

Recht ist abzugrenzen von Sitte und Moral, dh von Gebräuchen und Gewohnheiten, 
die sich gesellschaftlich herausgebildet haben.

Der Unterschied zu Gesetzen liegt darin, dass grundsätzlich keine staatlichen Sanktio-
nen vorgesehen und möglich sind, wenn sich jemand an Gebräuche und Gewohnheiten 
nicht hält.

Dennoch gibt es Berührungspunkte von Sitte und Moral mit gesetzlichen Bestimmun-
gen, wie sich zB in der Schadensersatzpflicht des § 826 zeigt. Hier handelt es sich um 
eklatante Verletzungen von herrschenden Wertvorstellungen, wodurch Schutzlücken 
geschlossen werden sollen.18

Beispiel:
Die B-Bank äußert sich in der Öffentlichkeit zur Kreditwürdigkeit ihrer Kundin Moni, 
wodurch sie Moni in eine derartige wirtschaftliche Bedrängnis bringen will, dass Moni der 
B-Bank der Auftrag erteilt, sie bei ihren Sanierungsbemühungen zu begleiten.19

3.

16 Köbler Juristisches Wörterbuch Stichwort: Selbstverwaltung.
17 Brox/Walker BGB AT § 1 Rn. 5.
18 Grüneberg/Sprau, § 826 Rn. 1.
19 Grüneberg/Sprau, § 826 Rn. 22; OLG München Urt. v. 14.12.2012 – 5 U 2472/09, WM 2013, 795 (800 ff.), 

auch in ZIP 2013, 558 (567 ff.) (Interviewäußerungen der Deutschen Bank und ihres Vorstandsprechers 
zur Kreditwürdigkeit eines Unternehmens der Kirch-Gruppe); BGH Urt. v. 25.5.2020 – VI 252/19, NJW 
2020, 1962, wonach die Verwendung einer illegalen Abgaseinrichtung eine vorsätzliche sittenwidrige Schä­
digung des Käufers darstellt. Dieser kann sein Fahrzeug gegen Erstattung des Kaufpreises zurückgeben, 
allerdings unter Abzug der Nutzungsentschädigung.

§ 1  Einführung§ 1
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Zwingendes und nachgiebiges Recht

Zwingendes Recht (ius cogens)

Von zwingendem Recht wird gesprochen, wenn Rechtsnormen eine unbedingte Gel-
tung haben und durch eine vertragliche Regelung der Parteien nicht verändert oder gar 
aufgehoben werden können. Das im bürgerlichen Recht ansonsten geltende Prinzip der 
Privatautonomie (vgl. Rn. 400) wird durch zwingendes Recht außer Kraft gesetzt.

Beispiel:
T. Mann verkauft sein Fahrzeug an Moni. Er verschweigt ihr dabei arglistig, obwohl sie 
ausdrücklich nach der Unfallfreiheit gefragt hat, dass das Fahrzeug vor einem Jahr bei 
einem Unfall schwer beschädigt, aufwendig repariert und lackiert werden musste. Trotzdem 
garantiert er die Unfallfreiheit des Fahrzeugs und vereinbart mit ihr einen Kaufpreis, der 
einem unfallfreien Fahrzeug entspricht. Zusätzlich wird ein Haftungsausschluss aufgenom-
men.

Der Haftungsausschluss ist nach § 444 Alt. 1 unwirksam. Wer arglistig täuscht, kann 
keinen wirksamen Haftungsausschluss vereinbaren.

Weitere Beispiele für zwingendes Recht:
§ 134 (gesetzliches Verbot, wie zB Verbot des Waffen- und Drogenhandels, § 52 WaffG, 
§§ 29 ff. BtMG), § 138 (zwingende Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts bei Sittenwidrigkeit und 
Wucher, zB Eingehen eines Arbeitsverhältnisses ausschließlich gegen Kost und Logis, Abga-
be einer Bürgschaft durch die Ehefrau zugunsten der Bank für die Schuld des Ehemannes, 
wobei die Ehefrau über kein eigenes oder nur sehr geringes Einkommen verfügt, von dem 
noch nicht einmal die Zinsen bezahlt werden könnten, geschweige denn eine Rückzahlung 
des Darlehens möglich wäre, § 125 S. 1 (Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts, wenn die gesetz-
lich vorgeschriebene Form nicht eingehalten wird) oder § 276 Abs. 3 (kein Ausschluss der 
Haftung des Schuldners wegen Vorsatz im Voraus).

Nachgiebiges Recht (ius dispositivum)

Nachgiebiges Recht, auch als abdingbares Recht bezeichnet, ist das Gegenstück zum 
zwingenden Recht. Die Vertragsparteien können eine gesetzliche Regelung ändern und 
somit von ihr abweichen; die Abänderung steht zu ihrer „Disposition“. Das nachgiebi-
ge Recht ist somit Ausfluss der Privatautonomie.

Beispiel:
Nach § 147 Abs. 1 muss der einem Anwesenden gemachte Antrag (Angebot)20 auf Vertrags-
abschluss „sofort“ angenommen werden, andernfalls erlischt er, § 146. „Sofort“ bedeutet 
so schnell wie objektiv möglich.21 Die Parteien können aber für einen Antrag unter Anwe-
senden auch eine Annahmefrist von zB einer Woche oder einem Monat vereinbaren.22

Weitere Beispiele für nachgiebiges Recht:
§ 269 (Leistungsort), § 271 (Leistungszeit), §§ 305 ff. (Allgemeine Geschäftsbedingungen 
durch vertragliche Einbeziehung eigener Vertragsbedingungen des Verwenders, soweit sie 
die gesetzlichen Vorgaben, insbesondere der §§ 307 ff., erfüllen), § 444 (Haftungsausschluss 

4.

a)

b)

20 Antrag und Angebot sind synonym zu verstehen und werden in diesem Buch auch so verwendet. So wird zB 
bei den §§ 145 ff. vom „Antrag“ gesprochen, bei den §§ 293 ff. vom „Angebot“. Es ist das Gleiche gemeint.

21 Grüneberg/Ellenberger, § 147 Rn. 5.
22 NK-BGB/Rademacher/Schulze, § 147 Rn. 1.
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für Mängel bei einer Kaufsache),23 §§ 612 Abs. 2, 632 Abs. 2 (Vergütung bei Dienst- und 
Werkverträgen).

Privatrecht und Öffentliches Recht

Als Privatrecht wird der Teil unserer Rechtsordnung bezeichnet, der die Belange und 
Interessen von Privatpersonen schützt und diese auf der Grundlage der Gleichordnung, 
Gleichberechtigung und Selbstbestimmung regelt.

Als Öffentliches Recht wird der Teil der Rechtsordnung verstanden, der die Belange 
und Interessen der Gesamtheit (der Gemeinschaft) schützt und zu diesem Zweck die 
Verhältnisse staatlicher Hoheitsträger untereinander (zB Bundestag und Bundesrat) 
sowie das Verhältnis des einzelnen Bürgers zu den staatlichen Hoheitsträgern regelt (zB 
Bürger gegenüber dem Finanzamt).

Beispiel (Privatrecht):
Kauft der Student T. Mann bei der Firma Plus GmbH ein Notebook für EUR 2.500,00, ist 
dieser Fall dem Privatrecht zuzuordnen. Es treffen sich der Student als Käufer und die Firma 
Plus GmbH als Verkäuferin einer Ware (Notebook) auf der Ebene der „Gleichordnung“. 
Bezahlt T. Mann das Notebook nicht, muss die Firma Plus GmbH Klage erheben und 
ein Urteil auf Zahlung erstreiten. Die Firma Plus GmbH hat nicht die Möglichkeit, gegen 
T. Mann die Zahlung in Höhe von EUR 2.500,00 ohne Gerichtsverfahren durchzusetzen, 
wenn dieser nicht freiwillig leistet.

Beispiel (Öffentliches Recht):
Will T. Mann dagegen ein 12-stöckiges Wohnhaus auf seinem Grundstück errichten, muss 
er beim Bauamt der Stadt eine Baugenehmigung beantragen. Die Stadt lehnt den Bauan-
trag ab, weil er gegen den Bebauungsplan verstößt, obwohl T. Mann bereit ist, „jeden 
Preis“ für die Baugenehmigung zu bezahlen. Er ist zwar Grundstückseigentümer, kann aber 
dennoch kein 12-stückiges Wohnhaus darauf errichten. Dieser Fall ist dem öffentlichen 
Recht zuzuordnen, weil zwischen der Stadt (Bauamt) und T. Mann ein sog. „Über- bzw. 
Unterordnungsverhältnis“ besteht. T. Mann muss einen ablehnenden Baubescheid zunächst 
hinnehmen und nach einem erfolglosen Widerspruchsverfahren Klage erheben, wenn er der 
Auffassung ist, sein Bauantrag müsse genehmigt werden.

Der Unterschied in den beiden Fällen: Während T. Mann mit der Firma Puls GmbH zB 
über den Kaufpreis oder die kostenlose „Zugabe“ einer Notebook-Tasche verhandeln 
kann, oder das Notebook einfach woanders kauft, scheidet ein solches Verhandeln 
gegenüber dem Bauamt der Stadt aus. Verstößt der Bauantrag gegen den Bebauungs-
plan der Stadt, kann T. Mann dies nicht durch eine erhöhte Geldzahlung für die 
Baugenehmigung ausgleichen, oder die Baugenehmigung einfach woanders, zB beim 
Bauamt der Nachbarstadt, beantragen.

Durchsetzung des Privatrechts

Ein Recht kann vom Betroffenen nur durchgesetzt werden, wenn er bei Gericht ein 
Urteil erstreitet. Dabei werden privatrechtliche Streitigkeiten vor den sog. ordentlichen 
Gerichten24 entschieden (vgl. § 12 GVG).

II.

III.

23 Eine Ausnahme gilt beim Verbrauchsgüterkauf, bei dem ein Verbraucher von einem Unternehmer eine 
bewegliche Sache kauft, § 476 Abs. 1.

24 Angelegenheiten im Verwaltungs-, Sozial-, Arbeits- und Finanzbereich gehören zur „besonderen“ Gerichts­
barkeit.
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Bis zu einem Streitwert von einschließlich EUR 5.000,0025 sind das in erster Instanz 
grundsätzlich die Amtsgerichte (§ 23 Nr. 1 GVG),26 die Berufung gegen ein Urteil des 
Amtsgerichts ist zum Landgericht möglich, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 
EUR 600,00 übersteigt (§ 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO) oder das Amtsgericht (Ausgangsge-
richt) die Berufung zugelassen hat (§ 511 Abs. 2 Nr. 2 ZPO).

Beträgt der Streitwert über EUR 5.000,00, ist in erster Instanz nicht das Amts- son-
dern grundsätzlich das Landgericht zuständig (§ 71 Abs. 1 GVG), eine Berufung er-
folgt in diesem Fall zum Oberlandesgericht (§ 119 Abs. 1 Nr. 2 GVG).

Gegen Berufungsurteile der Oberlandesgerichte ist gemäß §§ 542 ff. ZPO die Revision 
zum BGH nach Karlsruhe möglich. Dabei kommt es darauf an, ob das Berufungs-
gericht die Revision im Urteil zugelassen hat (§ 543 Abs. 1 Nr. 1 ZPO) oder das 
Revisionsgericht sie im Falle der Nichtzulassung auf eine Beschwerde hin zulässt 
(§ 543 Abs. 1 Nr. 2 ZPO).

Sprachregelung (Zitierregeln)

Die juristische Arbeit bringt es mit sich, dass Rechtsvorschriften, auf die sich eine 
Partei beruft, genau zitiert werden sollten.27 Die nachfolgenden Ausführungen sind als 
Vorschläge zu verstehen, die sich am „Üblichen“ orientieren, da es keine (gesetzlich) 
normierten Regeln hierfür gibt. Sie sollten jedenfalls im gesamten Text einer juristi-
schen Arbeit immer nur eine Zitierweise verwenden und diese nicht „mischen“, damit 
nicht die Frage aufkommt, ob Sie durch verschiedene Zitierweisen auch inhaltlich 
etwas Verschiedenes meinen.

Nur wenn Sie richtig zitieren, wird klar, worauf ein Anspruch gestützt werden soll und 
die Prüfung möglich, ob sich der Anspruch überhaupt aus der Norm herleiten lässt. 
Rechtsvorschriften können gegliedert sein in

 Absätze

 Sätze

 Nummern

 Halbsätze

 Alternativen, Varianten/Fälle.

Das Zitat sollte immer mit dem Namen des Gesetzes abschließen. Dabei verwenden 
Sie die dafür gebräuchliche Abkürzung, zB „BGB“ für das Bürgerliche Gesetzbuch, 
„StGB“ für das Strafgesetzbuch oder „HGB“ für das Handelsgesetzbuch.

Arbeiten Sie bei der Lösung eines Falles nur bzw. überwiegend mit einem Gesetz, zB 
dem BGB, können Sie bei der erstmaligen Verwendung einer Gesetzesnorm des BGB 
auch mitteilen: „Regelungen ohne Gesetzesbezeichnung sind solche des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB)“ – oder „… sind solche des Strafgesetzbuches (StGB)“.

IV.

25 Auch wenn zB bei einer Zahlungsklage die Zinsen als Nebenforderungen den Betrag von EUR 5.000,00 
erhöhen würden, bleiben sie bei der Zuständigkeit unberücksichtigt, sog. Zuständigkeitsstreitwert, 
§ 4 Abs. 1 ZPO; ebenso für die Berechnung der Gebühren, sog. Gebührenstreitwert, § 43 Abs. 1 GKG.

26 Stets zuständig sind die Amtsgerichte zB in Streitigkeiten aus Mietverhältnissen über Wohnraum 
(§ 23 Nr. 2 a GVG) oder in Familiensachen (vgl. § 23 b GVG).

27 Byrd/Lehmann, Zitierfibel für Juristen S. 71 ff. („Wie zitiert man Rechtsvorschriften?“).
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Artikel und Paragraf

Es ist darauf zu achten, dass Gesetze in Artikel oder Paragrafen eingeteilt sind. Das 
Grundgesetz besteht zB aus Artikeln28 und nicht aus Paragrafen, dagegen besteht das 
BGB aus Paragrafen und nicht aus Artikeln.

Nummer des Artikels oder des Paragrafen

Nach dem Artikel oder Paragrafen folgt die entsprechende Nummer („die Zahl“, 
zB Art. 2 GG, § 433 BGB), auf die Sie sich berufen. Handelt es sich zB um einen 
Paragrafen, der neu hinzugefügt (eingeschoben) wurde, wird zwischen der Zahl und 
dem Buchstaben ein Leerzeichen gesetzt (zB § 241 a BGB).29

Sie können sich auch auf mehrere Paragrafen berufen, die aufeinander folgen oder 
auch „nur“ auf zwei Paragrafen.

Bei „§§ 433 ff.“ BGB“ bringen Sie zum Ausdruck, dass Sie sich neben § 433 BGB auch 
auf die anschließenden Paragrafen berufen wollen. Allerdings ist bei dieser Zitierweise 
nicht klar, wie weit Sie sich auf die Paragrafen nach § 433 BGB berufen wollen. 
Deshalb empfiehlt es sich genauer zu zitieren, zB §§ 433–436 BGB.

Bei „§§ 433 f. BGB“ ist dagegen klargestellt, dass Sie sich neben § 433 BGB nur auf 
den unmittelbar folgenden Paragrafen berufen.

Absatz

Regelmäßig hat eine gesetzliche Bestimmung mehrere Absätze. Sie müssen angeben, 
auf welchen Absatz Sie sich beziehen. Wenn gefragt wird, ob der Verkäufer vom Käu-
fer den Kaufpreis verlangen kann, sind die Voraussetzungen hierfür in § 433 BGB gere-
gelt und dort im zweiten Absatz. Wie Sie das zitieren, bleibt Ihnen überlassen. In der 
Praxis sind zwei Zitierweisen üblich, entweder § 433 Abs. 2 BGB oder § 433 II BGB; 
kaum mehr anzutreffen ist dagegen § 433 (2) BGB.

Satz

Auch kann ein Artikel oder Paragraf nicht nur aus mehreren Absätzen bestehen, 
sondern auch aus mehreren Sätzen, die Sie ebenfalls genau zitieren müssen. Nennen Sie 
deshalb ebenfalls den Satz, auf den Sie sich beziehen, zB § 433 Abs. 1 S. 2 BGB oder 
§ 433 I 2 BGB oder § 433 (1) 2 BGB; § 323 Abs. 5 S. 2 BGB oder § 323 V 2 BGB oder
§ 323 (5) 2 BGB.

Halbsatz

Sie können den Gesetzesbezug noch genauer angeben, indem Sie sich innerhalb eines 
Satzes auf einen Satzteil beziehen. Den Halbsatz können Sie abkürzen mit „Halbs.“ 
oder „Hs. oder „HS“. Der Halbsatz zeichnet sich dadurch aus, dass er einen Satz 
durch ein Semikolon (;) teilt. § 319 Abs. 1 S. 2 Halbs. 2 BGB oder § 319 I 2 Hs. 2 BGB 
oder § 319 (1) 2 Hs. 2 BGB.

1.

2.

3.

4.

5.

28 Verwendet der Gesetzgeber sog. Artikel, sind darin regelmäßig übergeordnete Gesichtspunkte enthalten. 
So werden zB Änderungsgesetze regelmäßig in Artikel gegliedert, das eigentliche Gesetz (mit den Einzel­
heiten) dagegen in Paragrafen.

29 Byrd/Lehmann, Zitierfibel für Juristen S. 71.
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Alternative, Fall oder Variante

In gesetzlichen Vorschriften können in einem Satz auch verschiedene Möglichkeiten 
geregelt sein, dh Alternativen und Fälle bzw. Varianten.

Bei einer Alternative ist der Satz in zwei Teile aufgeteilt und kann mit „Alt.“ sowie der 
arabischen Zahl angegeben werden. § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 BGB oder § 812 I 1 Alt. 1 
BGB oder § 812 (1) 1 Alt. 1 BGB.

Dagegen wird von Fällen oder (synonym verwendet) Varianten gesprochen, wenn 
mehr als zwei Möglichkeiten vorgesehen sind, dh ein Satz in drei oder mehr als drei 
Teile gegliedert ist. Das Wort „Fall“ wird ausgeschrieben, die Variante mit „Var.“ 
abgekürzt, angehängt wird die arabische Zahl des Falles oder der Variante, auf die 
Bezug genommen wird.

Beispiel:
„§ 267 Urkundenfälschung. (1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine unechte Urkun-
de herstellt, eine echte Urkunde verfälscht oder eine unechte oder verfälschte Urkunde 
gebraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahre oder mit Geldstrafe bestraft“.

Hier gibt es folgende Möglichkeiten der Zitierweise: § 267 Abs. 1 Fall 1 StGB, § 267 I 
Fall 1 StGB, § 267 (1) Var. 1 StGB

oder:

„§ 54 Handlungsvollmacht. (1) Ist jemand ohne Erteilung der Prokura zum Betrieb eines 
Handelsgewerbes oder zur Vornahme einer bestimmten zu einem Handelsgewerbe gehöri-
gen Art von Geschäften oder zur Vornahme einzelner zu einem Handelsgewerbe gehöriger 
Geschäfte ermächtigt, so erstreckt sich die Vollmacht (Handlungsvollmacht) auf alle Ge-
schäfte und Rechtshandlungen, die der Betrieb eines derartigen Handelsgewerbes oder die 
Vornahme derartiger Geschäfte gewöhnlich mit sich bringt“.

Die Zitierweise kann hier zB erfolgen:

§ 54 Abs. 1 Fall 3 HGB, § 54 I Fall 3 HGB; § 54 (1) Var. 3 HGB.

Nummern und Buchstaben (lat. litera)

Gesetze können auch Aufzählungen enthalten, die nummeriert sind. Sie müssen die 
Nummer nennen, auf die Sie sich beziehen, wobei Sie Nummer mit „Nr.“ abkürzen 
(§ 437 Nr. 1 BGB), bei Buchstaben wird abgekürzt mit „lit.“ (lat. litera für Buchstabe). 
Sie können die Abkürzung „lit.“ verwenden (zB § 438 Abs. 1 Nr. 1 lit. a BGB) oder 
auch weglassen (zB § 438 Abs. 1 Nr. 1 a BGB).

Paragrafenketten

Berufen Sie sich auf Bestimmungen, die nicht aufeinander folgen, trennen Sie diese 
durch ein Komma und fügen nochmals das §-Zeichen zu der Zahl (§ 437, § 441 BGB). 
Sie können aber auch zwei §§-Zeichen voranstellen und die Normen dahinter schrei-
ben, die einen einheitlichen Sinn (Sinnzusammenhang) ergeben (§§ 437, 441 BGB). 
Finden sich die Bestimmungen im gleichen Gesetz, reicht es aus, wenn Sie das Gesetz 
abgekürzt am Ende nennen. Bei verschiedenen Gesetzen, die Sie gleichzeitig zitieren, 
sollten Sie nach dem jeweiligen Gesetz die Abkürzung des entsprechenden Gesetzes 
angeben, zB § 823 Abs. 2 BGB, § 266 StGB.

6.

7.

8.

IV. Sprachregelung (Zitierregeln) § 1
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Allgemeine Anleitung zur Lösung eines Zivilrechtsfalls

Fragestellung

Wenn Sie einen juristischen Sachverhalt bearbeiten, lesen Sie bitte immer zuerst, wie 
die Frage lautet, die beantwortet werden soll. Sie nehmen dadurch den Sachverhalt 
von Anfang an unter diesem Aspekt auf. Aus der Frage erhalten Sie regelmäßig bereits 
eine Reihe von „Vorabinformationen“:

Ist gefragt, ob der Verkäufer vom Käufer den Kaufpreis erhalten kann, wissen Sie 
bereits aus dieser Fragestellung, dass für den Anspruch des Verkäufers ein Kaufvertrag 
zustande gekommen sein muss. Ein Kaufvertrag setzt Antrag und Annahme und damit 
zwei übereinstimmende Willenserklärungen voraus (§ 145, § 147, § 151 S. 1 – vgl. 
hierzu Rn. 62, „Sinnzusammenhang“: Sie können auch in der Weise zitieren, dass 
zwei §§-Zeichen vorangestellt werden, §§ 145, 147, 151 S. 1). Sie werden deshalb von 
Anfang an den Sachverhalt daraufhin durchlesen, ob Verkäufer und Käufer entspre-
chende Erklärungen abgegeben haben.

Fragestruktur

Die Fallfrage (beim Rechtsanwalt das Interesse des Mandanten, vor Gericht die vom 
Kläger gestellten Anträge) legt fest, „was“ zu beantworten ist und was nicht. Nur 
die gestellte Frage muss geprüft werden, alles andere ist für die Lösung des Falles 
ohne Bedeutung. Deshalb muss der Fallfrage entsprechende Aufmerksamkeit gewidmet 
werden.

Arten der Fallfrage

Es ist somit zu empfehlen, sich vor dem Lesen des Sachverhalts mit der Fallfrage zu 
befassen. Sie müssen hier klären, welche Struktur die Frage aufweist:

Abstrakte Fallfrage

Hier wird Ihnen überlassen, herauszufinden, welche Fragen im zu bearbeitenden Fall 
von Interesse sein können. Es muss von Ihnen als Bearbeiter somit noch konkretisiert 
werden, was gefragt bzw. beantwortet werden soll. In solchen Fällen kann die Frage zB 
lauten:

 Wie ist die Rechtslage?

 Was können wir gegen wen unternehmen?

 Wem gegenüber könnten wir Ansprüchen ausgesetzt sein?

Dabei müssen alle in Betracht kommenden Ansprüche unter sämtlichen Beteiligten 
erörtert werden, etwa:

 Kann V den Kaufpreis von K verlangen?

 Kann K die Lieferung der Sache von V verlangen?

 Kann K von V Schadensersatz wegen verspäteter Lieferung verlangen?

 Kann K vom Vertrag zurücktreten?

§ 2

I.

1.

2.

a)

   § 2
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Stichwortverzeichnis

Die Angaben verweisen auf die Paragrafen des Buches (fette Zahlen) sowie die Rand-
nummern innerhalb der einzelnen Paragrafen (magere Zahlen).
Beispiel: § 9 Rn. 10 = 9 10

Abgabe, Zugang Willenserklärungen  
9 649 ff., 695

– Abgabe  9 650
– Abgabe, Aktivvertreter  9 665
– Abgabe, bestimmter Empfän-

ger  9 653
– Abgabe, Dritte  9 661
– Abgabe, Erklärungsbote  9 662
– Abgabe, Freiwilligkeit  9 653 ff.
– Abgabe, Stellvertreter  9 665
– Abgabe, Zielgerichtetheit  9 653 ff.
– Abgrenzung Empfangsvertreter – 

Empfangsbote  9 738 ff.
– abhanden gekommene Willenserklä-

rung  9 655
– Absenderadresse, unbekannt  9 721
– Aktivvertreter  9 750
– Analphabetismus  9 801
– Anfechtung  9 686 ff.
– Anhänge von E-Mails  9 720
– Annahme der Erbschaft  9 670
– Annahme durch notarielle Beurkun-

dung  9 670
– Annahme durch Willensbetäti-

gung  9 670
– Annahmefähigkeit Angebot  9 762 ff.
– Annahmeverweigerung, berechtigte  

9 775 f.
– Anwendung, praktische  9 810 ff.
– Anwesende  9 674 ff.
– Aufgabe des Eigentums  9 670
– Aushändigung, persönliche  9 706
– Auslegung  9 688
– Auslieferungsbeleg  9 711 f.
– Auslobung  9 670
– Beispiele Zugang  9 705 ff.
– Benachrichtigungskarte  9 715
– Betreuer  9 799
– Beweis des ersten Anscheins  9 711 f., 

715
– Beweisfragen  9 809
– Bote  9 713
– Briefeinwurf  9 694 ff.

– Eilgerichtsvollzieher  9 814
– eingeschränkte Vernehmungstheo-

rie  9 683
– Einlieferungsbeleg  9 711 f.
– Einschreiben, eigenhändig  9 716
– Einschreiben-Rückschein  9 714
– Einwurf-Einschreiben  9 711 f.
– E-Mail-Adresse  9 779
– E-Mail Anhänge  9 719
– E-Mail im Geschäftsverkehr  9 717
– E-Mail im Privatrechtsverkehr  9 718
– Empfang, „irgendwie“  9 654
– Empfang, zufälliger  9 654
– Empfänger, bestimmter  9 654
– empfangsbedürftige Willenserklärun-

gen  9 650 f.
– Empfangsbote  9 733 ff., 750
– Empfangsvertreter  9 733 ff., 750
– Empfangsvorkehrungen  9 777 ff.
– Erfüllungsgehilfe  9 776
– Erklärungsbote  9 733 ff., 749 ff.
– Erklärungsempfänger, objektiver  

9 685 ff., 766
– Erklärung unter Anwesenden  

9 690 ff.
– fristwahrende Erklärung  9 751
– Gerichtsvollzieher  9 713
– Geschäftsfähigkeit  9 742
– Geschäftsunfähigkeit des Erklären-

den  9 761 ff.
– Geschäftsverkehr  9 697
– Gestaltungsrechte  9 671
– Gewinnspiele  9 670
– Haft  9 800
– Indizwirkung  9 722
– In-Verkehr-Bringen, fahrlässiges  

9 657 ff.
– Kenntnisnahme, normale (gewöhnli-

che) Verhältnisse  9 691 ff.
– Kenntnisnahme, tatsächliche  

9 700 ff.
– Kenntnisnahme, Zeitpunkt  9 755 ff.
– Kenntnisnahme, zufällige  9 661
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– Krankheit  9 797 ff.
– lediglich rechtlicher Vorteil  9 805
– Leerung des Briefkastens  9 712
– Machtbereich Empfänger  9 691 ff.
– Machtbereichselement  9 691
– Messengerdienste  9 725
– Mobilenummer  9 779
– mündliche  9 674
– Nachsendeauftrag  9 709, 790
– Näheverhältnis, persönliches, räumli-

ches  9 741
– nicht empfangsbedürftige  9 666 ff.
– nicht voll Geschäftsfähige  9 804 ff.
– Notiz  9 811
– OK-Vermerk, Telefax  9 722
– Ortsabwesenheit  9 800
– Passivvertreter  9 733 ff., 750
– Personifizierte Empfangseinrichtung

9 737 ff.
– Postfach  9 707
– Postfach, elektronisches  9 726
– postlagernde Sendungen  9 707
– Postzustellungszeit  9 696
– Preisausschreiben  9 670
– Privatadresse  9 698
– prozessuale Erklärungen  9 769
– Prüfung Zugangsverhinderung

9 794 f.
– Rechtsfolgen, fehlender Zu-

gang  9 793
– Rechtsverkehr, elektronischer  9 724
– Risiken Zugang  9 727 ff.
– Schadensersatz  9 658 ff.
– schriftliche  9 674
– SMS  9 723
– Spracheigentümlichkeiten  9 688
– Sprachkenntnisse, fehlende  9 801 f.
– tatsächliche Kenntnisnahme  9 673
– Telefax  9 722
– Telefaxanschluss  9 779
– Telegramm  9 708
– Tod des Erklärenden  9 761 ff.
– Todeszeitpunkt  9 767 f.
– Übergabe, persönlich  9 713
– Übergabe-Einschreiben  9 710
– Umzug  9 790
– Urlaub  9 796
– Verkehrsanschauung  9 691, 695

– verkörperte Erklärung  9 680
– verkörperte Willenserklärung  9 689
– Verlustrisiko, verspätete Kenntnis-

nahme Empfänger  9 730 ff.
– Verlust- und Verzögerungsrisiko Er-

klärender  9 727 ff.
– Vernehmungstheorie, reine  9 677 ff.
– Vertrauensschaden  9 657 f.
– Viren  9 720
– WhatsApp  9 725
– Widerruf  9 673, 752 ff.
– Widerruf, Abwesende  9 754
– Widerruf, Anwesende  9 754
– Widerruf, Form  9 759 f.
– Widmungsakt  9 726
– Willensbildung, interne  9 652
– Willenserklärung, amtsempfangsbe-

dürftig  9 769 f.
– Willenserklärung, frei widerrufliche

9 671 ff.
– Willenserklärungen, nicht verkörper-

te  9 674
– Willenserklärungen, verkörper-

te  9 674
– Zeitelement  9 691
– Zugang, empfangsbedürftige Willens-

erklärungen  9 671 ff.
– Zugang, nicht empfangsbedürftige

Willenserklärungen  9 808
– Zugangserfordernisse  9 699 ff.
– Zugangsfiktion  9 813
– Zugangsfiktion, rückwirkende  9 784
– Zugangsverhinderung  9 770 ff.
– Zugangsverhinderung, Empfangsbo-

te  9 773
– Zugangsverhinderung, fahrlässige

9 777 ff.
– Zugangsverhinderung, vorsätzliche

9 771 ff.
– Zugangsverzögerung  9 715, 770 ff.
– Zugangsverzögerung, fahrlässige

9 777 ff.
– Zustellung, formalisierte  9 777 ff.
– Zustellung, Gerichtsvollzieher  9 813
– Zustellungsversuch, erneuter  9 782
– Zustellungsversuch, zweiter  9 787 ff.
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Abstraktionsprinzip  19 1953 ff.
– abstrakte Rechtsgeschäfte  

19 1963 ff.
– Bereicherung, Herausgabe  

19 1977 ff.
– dingliches Verfügungsge-

schäft  19 1966
– kausale Rechtsgeschäfte  19 1961 f.
– Rechtsgrund  19 1961 f.
– Rechtsgrund, fehlender  19 1976 ff.
– relative Rechte  19 1967
– Unabhängigkeit von Kausal- u. Ver-

fügungsgeschäft  19 1968 ff.
– Verfügungsgeschäft  19 1953 ff.
– Verpflichtungsgeschäft  19 1953 ff.
Allgemeine Geschäftsbedingungen
– Plattformbetreiber  8 600 ff.
Andeutungstheorie  13 1188 ff., 

1201 ff.
Anfechtung  9 671, 14 1317
– Absendung, unverzügliche  14 1505
– Anfechtungsberechtigter  14 1332, 

1468 ff.
– Anfechtungserklärung  14 1332
– Anfechtungsfrist  14 1332, 1341, 

1502 ff., 1521
– Anfechtungsfrist, Höchstgren-

ze  14 1504
– Anfechtungsfrist, Zugang  14 1506
– Anfechtungsgegner  14 1480 ff.
– Anfechtungsgrund  14 1332, 

1344 ff., 1478 f.
– Anfechtungsgrund, Mitteilung  

14 1515 ff.
– Angaben „ins Blaue hinein“  14 1406
– arglistige  14 1398 ff.
– arglistige, Anfechtungsgrund  

14 1399 ff.
– arglistige, Praxisbeispiele  14 1547
– arglistige Täuschung  14 1341, 1519
– Aufgabe des Eigentums  14 1496
– Auslegung, Verhältnis  14 1318 f.
– Auslobung  14 1496
– Ausschluss  14 1327, 1386 ff., 1502
– Außenstehender  14 1310
– Bedingungsfeindlichkeit  14 1508
– Befristungsfeindlichkeit  14 1507
– Begrenzung, zweifache  14 1526 ff.

– Behörde  14 1488 f.
– Berechtigung  14 1478
– Beschaffenheitsmerkmale  14 1379
– Besonderheiten  14 1507 ff.
– Besserstellung  14 1322
– Bestätigung  14 1327 ff.
– Bestätigungswille  14 1328
– Bewusste Falschübermitt-

lung  14 1394
– Blankett  14 1367 ff.
– Bösgläubigkeit  14 1523
– Bote  14 1472
– Bote, falsche Unterrichtung  14 1392
– Bote, Haftung  14 1395 f.
– Bote, Innenverhältnis  14 1396
– Bote, Praxisbeispiel  14 1550 f.
– Bote, richtige Unterrichtung  14 1391
– Drohung  14 1310, 1341
– Drohung, widerrechtliche  

14 1408 ff., 1414 ff.
– Eigenschaft, verkehrswesentliche  

14 1371 ff.
– Eigenschaft, verkehrswesentliche bei 

einer Person  14 1380 ff.
– Eigenschaften einer Sache  14 1379
– Eigenschaftsirrtum  14 1371 ff.
– einseitiges Rechtsgeschäft  14 1487
– Einwendung, rechtsvernichten-

de  14 1317
– Empfangsbote  14 1393
– Erklärung, hilfsweise  14 1514
– Erklärungsempfänger  8 607
– Erklärungsirrtum  14 1363 ff.
– Eventualanfechtung  13 1237 f., 

14 1512 ff.
– ex tunc Wirkung  14 1317
– Fahrlässigkeit  14 1407
– Form  14 1475 ff.
– Formfreiheit, Einschrän-

kung  14 1477
– gegenüber mehreren Privatperso-

nen  14 1490
– Genehmigung  14 1395
– Gestaltungsrecht  14 1310 ff., 

1314 ff., 1321, 1507
– Haftung des Vertreters  14 1471
– Haftungsausschluss  14 1540 f.
– Inhaltsirrtum  14 1345 ff.
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– Inhalts- und Erklärungsirrtum, Ab-
grenzung  14 1364

– Jahresfrist  14 1503
– Kalkulationsirrtum  14 1347 ff.
– Kalkulationsirrtum, offener  

14 1350 f.
– Kalkulationsirrtum, verdeckter  

14 1350 f.
– Kaufrecht  14 1342
– Kaufrecht, Verhältnis  14 1389 f.
– Kausalität  14 1332
– Kausalität, zweifache  14 1420 ff.
– Kausalität bei Arglist und Drohung  

14 1420 ff.
– Kausalität bei Drohung  14 1429 ff.
– Kausalität bei Täuschung  

14 1427 ff.
– Kenntnis des Anfechtungsgrundes  

14 1537 ff.
– Konkurrenzen  14 1519 ff.
– Kündigung, Abgrenzung  14 1321
– Lagertheorie  14 1439, 1448
– Leistung, teilbare  14 1484 f.
– Mängelgewährleistungsrech-

te  14 1341
– Mietrecht  14 1342
– Mittel-Zweck-Relation  14 1415 ff.
– Motivirrtum  14 1355 ff., 1371
– Nachschieben von Anfechtungsgrün-

den  14 1517 f.
– negatives Interesse  14 1391, 1524 ff.
– nichtige Rechtsgeschäfte  14 1343 ff.
– objektive Erheblichkeit  14 1424 ff.
– objektiver Empfängerhori-

zont  14 1318
– ohne schuldhaftes Zögern  14 1502
– Potestativbedingung  14 1508 ff.
– praktische Anwendung  14 1542 ff.
– Praxisbeispiele  14 1544 ff.
– Preis einer Sache  14 1378
– Pseudobote  14 1394
– Recht der zweiten Andie-

nung  14 1388
– Rechtsbedingung  14 1512
– Rechtsfolgen  14 1317, 1523 ff.
– Rechtsfolgenirrtum  14 1347 ff., 

1352 ff.

– rechtsgeschäftsähnliche Handlungen  
14 1334 ff.

– Religionsgemeinschaft  14 1383
– Religiöse Überzeugung  14 1383
– Reuerecht  14 1324 f.
– Risiko, bekanntes  14 1330 f., 1388
– Rücktritt, Abgrenzung  14 1321 f.
– Schadensersatz, negatives Interes-

se  14 1515
– Schadensersatzpflicht, Ausschluss  

14 1536 ff.
– Schädigungsvorsatz  14 1419
– Schuldfähigkeit  14 1419
– schuldlose Veranlassung  14 1540 f.
– Schweigen kraft Gesetzes  14 1339
– Schweigen kraft Parteivereinbarung  

14 1337 f.
– subjektive Erheblichkeit  14 1421 ff.
– Täuschung, arglistige  14 1310
– Täuschung, widerrechtliche  

14 1434 f.
– Täuschung durch Dritte  14 1436 ff.
– Täuschung durch positives Tun  

14 1402 ff.
– Täuschung durch Unterlassen  

14 1402 ff.
– Täuschung durch Vierte  14 1453 ff.
– Übermittlungsirrtum  14 1391 ff.
– Übertragbarkeit  14 1473
– Unbewusste Falschübermitt-

lung  14 1394
– unverzüglich  14 1502
– Unwiderruflichkeit  14 1511
– Veranlasserprinzip  14 1536
– Vererblichkeit  14 1473
– Verkehrssitte  14 1371
– Verkehrswesentlichkeit der Sache  

14 1375 ff.
– Verlustrisiko  14 1505
– Vertrag zugunsten Dritter  

14 1456 ff., 1486
– Vertrauensschaden  14 1391, 1524 ff.
– Vertreter, Anfechtungsrecht  14 1471
– Verweigerung der Zustim-

mung  14 1494
– Verzögerungsrisiko  14 1505
– Vollmacht  14 1493
– Voraussetzungen  14 1332 ff.
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– Vorsatz, bedingter  14 1405
– Wahlrecht  14 1488, 1501
– Werkvertragsrecht  14 1342
– Willenserklärung, empfangsbedürfti-

ge  14 1314
– Willenserklärung amtsempfangsbe-

dürftige  14 1497 ff.
– Willenserklärungen  14 1333
– Willenserklärung nicht empfangsbe-

dürftige  14 1495
– Willensmangel, unbewuss-

ter  14 1310
– Wirksamwerden  14 1505 ff.
– Zugang der Anfechtungserklä-

rung  14 1332
– Zulässigkeit  14 1333 ff.
– Zustimmung  14 1314, 1494
Angebot
– unbestimmter Personenkreis  8 637
– verbindliches  8 637 ff.
Annahme
– Änderungen, Erkennbarkeit  8 457 ff.
– Betätigung Annahmewille  13 1189
– strafbewehrte Unterlassungserklä-

rung  8 544
Anspruch
– absoluter  5 195
– bereicherungsrechtlicher  5 191
– deliktischer  5 189 f.
– dinglicher  5 188
– Primäranspruch  5 202
– relativer  5 195
– Tatsache, anspruchsbegrün-

dend  5 202
– verhaltener  25 2350
– vertragsähnliche  5 187
Anspruchsgegner  2 95
Anspruchsgrundlage  2 76 ff., 5 203 ff.
– Anspruch, deliktischer  5 189 f.
– Anspruch, vertraglicher  5 179 ff.
– Anspruch, vertragsähnlich  5 187
– Auffinden der Anspruchsgrundlage  

5 173 ff.
– Bereicherungsanspruch  5 191
– Definition  2 77 ff.
– dinglicher Anspruch  5 188
– Erfüllung aus Vertrag  5 180

– Gegennorm  5 205 ff.
– Gestaltungsrecht  14 1314
– Herausgabe aus Vertrag  5 181
– Hilfsnorm  2 81 ff.
– Konkurrenzproblem  5 173 ff.
– Primäranspruch  5 179 ff.
– Rechtsfolgen  2 82 ff.
– rechtshemmende Einrede  5 205 ff.
– rechtshindernde Einwendung  

5 205 ff.
– rechtsvernichtende Einwendung  

5 205 ff.
– Reihenfolge der Prüfung  5 192 ff.
– Schadensersatz aus Vertrag  5 186
– Sekundäranspruch  5 179, 182 ff.
– Systematik  5 203 ff.
– Tatbestandsmerkmale  2 105
– Tun oder Unterlassen  2 77 ff.
– unerlaubte Handlung  5 189 f.
– Voraussetzungen  2 105
– wenn-dann-Beziehung  2 79
Anspruchsteller  2 91 ff.
Antrag
– Bestimmtheitsgebot  8 441
Argumentationstechnik  27 2537 ff.
– Analogie  27 2543 ff.
– ins Ungereimte  27 2542
– Umkehrschluss  27 2541
– vom Größeren auf das Kleine-

re  27 2538
– vom Kleineren auf das Größere  

27 2539 ff.
Aufforderung zur Abgabe eines Ange-

bots  8 479, 487, 499, 510, 514, 615, 
631

Aufrechnung  9 671
Auslegung  7 288, 308, 387, 8 431, 

434, 448, 455, 606, 9 685, 13 1178, 
15 1571 ff., 1638 f., 23 2230, 2232, 
24 2254

– ergänzende  16 1705
– Eventualanfechtung  13 1237 f.
– extensiv  26 2499 ff.
– Invitatio ad offerendum  13 1245
– objektiver Empfängerhorizont  9 688
– restriktiv  26 2499 ff.
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Auslegung von Gesetzen  26 2490 ff.
– Auslegungsmethoden  26 2491 ff.
– Bedeutungszusammenhang  26 2504
– Bienenfall  26 2517
– grammatikalische  26 2492 ff.
– historische  26 2510 ff.
– richtlinienkonforme  26 2527 ff.
– systematische  26 2504 ff.
– teleologische  26 2515 f.
– verfassungskonforme  26 2534 ff.
– Verhältnis der Auslegungsmethoden  

26 2525 f.
Auslegung von Willenserklärungen  

13 1172 ff.
– Andeutungstheorie  13 1188 f., 

1201 ff.
– Anfechtung  13 1236 ff.
– Anhaltspunkte, unvollkommene  

13 1188 f.
– Anwendungsbereich  13 1177 ff.
– Aufforderung zur Abgabe eines An-

gebots  13 1245
– Auslegungsbedürftigkeit  13 1179 ff.
– Auslegungshilfen, gesetzli-

che  13 1309
– Auslobung  13 1185
– „Dollar“, Bedeutung  13 1255
– eBay-AGB  13 1228 ff.
– Empfänger, Sprachverständnis  

13 1217 ff.
– ergänzende  13 1173, 1280 ff.
– Falsa demonstratio non nocet  

13 1192 ff.
– Falschbezeichnung  13 1192 ff.
– Grenzen  13 1303 ff.
– hypothetischer Parteiwille  13 1293, 

1304
– Interessensausgleich beiderseiti-

ger  13 1280
– Interessenslage  13 1253
– Invitatio ad offerendum  13 1245
– „Laie“, Bedeutung  13 1257
– Lücke, anfängliche  13 1284 ff.
– Lücke, bewusste  13 1282 f.
– Lücke, primäre  13 1284 ff.
– Lücke, sekundäre  13 1284 ff.
– Lücke, unbewusste  13 1284 ff.
– Lücke nachträgliche  13 1284 ff.

– Lückenfüllung  13 1287 ff.
– mutmaßlicher Parteiwille  13 1293, 

1303 ff.
– natürliche  13 1173, 1184 ff., 1250
– normative  13 1173, 1208, 1214, 

1250
– objektiver Empfängerhorizont  

13 1185, 1208 ff.
– online-Buchung  13 1239 ff.
– Rechtsgeschäfte, formgebundene  

13 1194 ff.
– Schriftformerfordernis, Bedeu-

tung  13 1256
– Sonderwissen  13 1211 ff.
– Sorgfalt, zumutbare  13 1206 f.
– „soweit“, Bedeutung  13 1258
– Sprachgewohnheiten  13 1222
– Stoßrichtung, gegenläufige  13 1251
– Testament  13 1201 ff.
– Verkehrskreise  13 1211 ff.
– Vertragsschluss Internet  13 1223 ff.
– Vorgehensweise bei der Prüfung  

13 1252 ff.
– Vorrang wahrer Wille  13 1190 ff., 

1250 ff.
– wertende  13 1214
– Willenserklärung  13 1178
– Willenserklärung, eindeutige  

13 1179 ff.
– Wortlaut der Erklärung  13 1254 ff.
Auslobung  9 670, 13 1185

Bedingung  14 1508
– Rechtsbedingung  14 1512
Bedingung, Befristung
– auflösende Bedingung  23 2227 ff.
– aufschiebende Bedingung  23 2224 f.
– Auslegung  23 2230
– Bedingung, Gestaltungsrech-

te  23 2237
– Bedingungen, Einschränkungen  

23 2236 ff.
– befristete Verträge  23 2231 ff.
– Potestativbedingung  23 2240 f.
– praktische Anwendung  23 2242 ff.
– Praxisbeispiele  23 2243 ff.
– Rechtsbedingung  23 2238
– Resolutivbedingung  23 2227 ff.

Stichwortverzeichnis

491

https://www.nomos-shop.de/isbn/978-3-7560-0976-3

© NOMOS Verlagsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten.



– Schwebezustand  23 2223 ff.
– Suspensivbedingung  23 2224 f.
– Wirkung, dingliche  23 2235
Beginnfrist
– Lebensalter  24 2272
Beschluss
– Rechtsgeschäft, mehrseitiges  7 278
Besitz  3 140 ff.
Bestandteile
– einfache  22 2196 f.
– wesentliche  22 2184
Bestätigung  14 1327 ff.
– ausdrücklich, konkludent  14 1329
– Form  14 1329
– Willenserklärung, nicht empfangsbe-

dürftige  14 1329
Bote
– Rechtsfähigkeit  10 853
Bürgerliches Gesetzbuch
– Allgemeiner Teil  6 259
– Aufbau  6 256 ff.
– Erbrecht  6 267
– Familienrecht  6 266
– Gliederung  6 256 ff.
– Klammermethode  6 259
– Rechte, absolute  6 264 f.
– Rechte, relative  6 264 f.
– Sachenrecht  6 264 f.
– Schuldverhältnisse  6 260 ff.
– Systematik  6 256 ff.
– Übersicht  6 258 ff.

Deliktsfähigkeit  22 2168 ff.
Dienst- oder Arbeitsverhältnis  

21 2155 ff.
– Verkehrsauffassung  21 2157
Dingliche Wirkung  23 2235
Dissens
– Auslegungsregel, dritte  16 1711
– Auslegungsregel, erste  16 1696 ff.
– Auslegungsregel, zweite  16 1710
– Beurkundung  16 1711 f.
– Beurkundungsabsprache  16 1713 f.
– Beweiszweck  16 1713 f.
– Erklärungen, mehrdeutige  

16 1690 ff.

– Erklärungsdissens, beidseitiger  
16 1688 f.

– Fallgruppen  16 1685 ff.
– Gesetzesrecht, dispositives  16 1705
– Inhaltsirrtum, Abgrenzung  16 1693
– Leistungsbestimmungsrecht  16 1706
– Mitverschulden  16 1721
– Nebenpunkte  16 1716 ff.
– offener  16 1668
– Punktation  16 1710 ff.
– Rechtsbindungswille  16 1699 ff.
– Rechtsfolgen  16 1695 ff.
– Schadensersatz  16 1721
– Scheinkonsens  16 1690 ff., 1694
– Totaldissens  16 1717 ff.
– Unvollständigkeit, vergessene, über-

sehene  16 1686 ff.
– Verschulden  16 1721 f.
– versteckter  16 1668, 1715 ff.
– Vertragsauslegung, ergänzende  

16 1705 ff.
– Vertragsbestandteile, unwesentliche  

16 1701 ff.
– Vertragsbestandteile, wesentliche  

16 1701 ff., 1716 ff.
– Zusammenfassung  16 1725
Duldungs- und Anscheinsvollmacht  

10 898 ff.
– Anfechtung  10 907
– Voraussetzungen  10 903 ff.

Eigentum  3 144 ff.
Einreden  5 207 ff.
– rechtshemmend  5 205 ff., 212, 239
Einwendungen  5 206 ff.
– dilatorische  5 207
– peremptorische  5 207
– rechtshemmend  5 240
– rechtshindernd  5 205 ff., 229, 232 f.
– rechtsvernichtende  5 205 ff., 210, 

235, 238
Einwilligung
– Folgegeschäfte  21 2113 f.
– generelle  21 2111 ff.
Einwilligung und Genehmigung  

11 1106 ff.
– Anscheinsvollmacht  11 1136
– Anwendung, praktische  11 1154 ff.
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– Begriffe  11 1115 f.
– Betreuer  11 1110
– Duldungsvollmacht  11 1136
– Ehegatten  11 1118
– einseitiger Ausschluss der Rückwir-

kung  11 1144 f.
– einseitige Rechtsgeschäfte  

11 1127 ff.
– Einwilligungsvorbehalt  11 1110
– Form  11 1124 ff.
– Genehmigung  11 1138 ff.
– Genehmigung, bedingungsfeind-

lich  11 1146
– Genehmigung, konkludente  11 1126
– Genehmigung, Rechtsfolge  11 1139
– Genehmigung, Unwiderruflich-

keit  11 1146
– Genehmigungsfähigkeit  11 1141 f.
– öffentlich-rechtliche Genehmigun-

gen  11 1114
– Praxisbeispiele  11 1155 ff.
– Rechtsfolgen  11 1131
– Rechtsgeschäfte, einseitige  11 1120
– Rechtsscheinstatbestände  11 1136
– Rückwirkung, Ausschluss  11 1143 f.
– schlüssiges Verhalten  11 1126
– schwebende Unwirksamkeit  11 1137
– Unwiderruflichkeit  11 1133 ff.
– Unwirksamkeit, schweben-

de  11 1137
– Widerruf  11 1131 ff.
– Willenserklärungen, empfangsbedürf-

tige  11 1117 ff.
– Zugang  11 1121
– Zustimmung, gesetzliche  11 1106
– Zustimmung gegenüber beiden Par-

teien  11 1122 f.
– Zustimmungserfordernis eines Drit-

ten  11 1108 ff.
– Zwangsvollstreckung  11 1152 f.
– zweiseitige Rechtsgeschäfte  11 1130
– Zwischenverfügungen  11 1147 ff.
Empfängerhorizont
– objektiver  9 688, 13 1208, 1250, 

21 2126 ff.
Empfangsbote  14 1393
– Verkehrsanschauung  9 739

Erbfähigkeit
– nasciturus  21 2162
Ereignisfrist  24 2270
– Zahlungsfrist  24 2269
Erfüllungsgeschäfte  21 2099 ff.
Erfüllungsschaden  14 1524
Erklärung
– rechtsgeschäftsähnliche  10 960
Erklärungsbewusstsein  7 298 f.
– Abgrenzung Rechtsbindungswille  

7 304 f.
– fehlendes  7 337 ff.
– potenzielles  7 306 ff.
Erklärungsbote  9 662 ff.
– Fremde Erklärung  9 663
– Haftung  9 664
– Rückruf  9 663
Erklärungsempfänger
– objektiver  7 289, 347, 382, 8 448, 

455, 481, 496 ff., 530 f., 636, 639, 
9 685, 766, 13 1211, 1219 ff., 
1233, 1240 ff., 21 2131

Erklärungswillen  7 298 f.
– Abgrenzung Rechtsbindungswille  

7 304 f.
– fehlender  7 337 ff.
– potenzieller  7 306 ff.

Falllösungen  5 200 ff.
– abstrakte Fallfrage  2 67
– Abtretung  2 92
– Annahme  5 202
– Anspruchsgegner  2 95
– Anspruchsgrundlage  2 76 ff., 104, 

5 208
– Anspruchsteller  2 91 ff.
– Antrag  5 202
– Arbeitshypothese  5 246 ff.
– Aufbau  5 208 ff.
– Begehren, Anspruchsteller  2 96 f.
– Chronologie  2 75
– Einigung  5 202
– Einreden  5 207
– Einreden, rechtshemmend  5 212, 

239
– Einwendungen  5 206 ff.
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– Einwendungen, rechtshindernd  
5 206 ff., 232 f.

– Einwendungen, rechtsvernichtend  
5 206 ff., 210, 235, 238

– Erfüllungsanspruch  5 202
– Ergebnis  2 110 f.
– essentialia negotii  5 202
– Fragekette  2 98 ff.
– Fragestellung  2 64
– Fragestellung, konkret  2 101
– Fragestruktur  2 65 ff.
– Gliederung  5 253
– graphische Darstellung  2 72 ff.
– Gutachtenstil  2 100 ff.
– Indikativ  5 248
– konjunktiv  5 247
– konkrete Fallfrage  2 69
– Primäranspruch, vertraglicher  5 202
– rechtshemmende Einreden, Beispiele  

5 213 ff.
– rechtshindernde Einreden, Beispiele  

5 209 ff.
– rechtsvernichtende Einwendungen  

5 211 ff.
– Sachverhalt  2 70 f., 102
– Schuldverhältnis  5 236
– Skizze  2 72 ff., 103
– Sprachstil  5 246 ff.
– Subsumtion  2 108
– System  5 199 ff.
– vertraglicher Primäranspruch  5 208
– Vorgehen  2 63 ff., 5 214 ff.
– Wirksamkeitshindernisse  5 207
– Zeiteinteilung  5 252 ff.
– Zusammenfassung  5 245
Falsa demonstratio non nocet  13 1192, 

16 1671 ff.
Falschbezeichnung  13 1192
Fehler, Hauptstichwort fehlt  9 659 ff., 

16 1695 ff., 1701 ff., 1707 ff.
Fernabsatzvertrag
– Internetauktionen  8 642 f.
Formbedürftigkeit des Rechtsgeschäfts
– Abkürzung „i.A.“  17 1780
– Abkürzung „i.V.“  17 1780
– Abschluss, räumlicher  17 1772 f.
– Allgemeines  17 1731 ff.

– Anfangsbuchstabe  17 1785
– Anrufbeantworter  17 1816
– Anwendung des § 128  17 1852
– arglistige Täuschung  17 1900 ff.
– Auflassung  17 1871
– Aufsichtsbehörde  17 1818
– Aussteller  17 1795 ff.
– Ausübungsermächtigung  17 1793 ff.
– Beglaubigungen, amtliche  17 1862
– Beglaubigungsvermerk  17 1860 f.
– Beratungsfunktion  17 1749 f.
– Beurkundung, notarielle  17 1810 f., 

1834 ff.
– Beurkundung, sukzessive  17 1775
– Beweisfunktion  17 1745 f.
– Beweislast  17 1824
– Bewirkung der Leistung  17 1878 ff.
– Bezugnahmen  17 1766
– Blankounterschrift  17 1791 ff.
– Bürgschaftserklärung  17 1877
– DE-Mail  17 1818
– Doppelname  17 1784
– Duldungs- und Anscheinsvoll-

macht  17 1824
– Eheschließung  17 1869
– Eigenhändigkeit  17 1754, 1770
– Einfluss Treu und Glauben  

17 1889 ff.
– Einhaltung der Form, Ausnahmen  

17 1899 ff.
– Einheit der Urkunde  17 1765 ff.
– Einheitlichkeit der Urkunde  17 1823
– Einwendung, rechtshindern-

de  17 1731
– Elektronische Beglaubigung  17 1853
– elektronische Form  17 1812 ff.
– elektronische Form, gleichlautendes 

Dokument  17 1823
– elektronische Form, Vereinba-

rung  17 1822
– elektronisches Dokument  17 1812, 

1814 f.
– elektronische Signatur, Miss-

brauch  17 1824
– E-Mail  17 1759, 1818
– Emojis  17 1734
– Ersetzungsbefugnis  17 1807 ff.
– Ersetzungsmöglichkeit  17 1863
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– Existenzgefährdung  17 1905 f.
– Faksimile-Stempel  17 1777 f.
– Fehlen der Form  17 1732 ff.
– Formarten, gesetzliche  17 1751 ff.
– Formarten, spezielle  17 1868 ff.
– Formfreiheit  17 1733 ff., 1889
– Fotokopie  17 1760
– Gebärden  17 1734
– gesetzliches Formerforder-

nis  17 1735
– gesetzliche Vorschriften  17 1742 ff.
– Gestaltung, graphische  17 1766
– Grundstückskaufvertrag  17 1877
– Haftung  17 1824
– Handzeichen  17 1855 f.
– Handzeichen, notariell beglaubigtes

17 1754, 1798 ff.
– Heilung  17 1876 ff.
– Heilung, ex nunc  17 1883
– höchstpersönliche Natur  17 1780
– Klammermethode  17 1751
– Mietvertrag, § 550 S. 1  17 1806 f.
– Nachträge  17 1762
– Namensbestandteile  17 1783
– Namenstäuschung  17 1781
– Namensunterschrift  17 1754
– Nebenabreden  17 1762
– Nebenschrift  17 1771
– Nichteinhaltung vereinbarte Form

17 1908 ff.
– Oberschrift  17 1771
– Öffentliche Beglaubigung

17 1853 ff.
– Ort- und Zeitangabe  17 1761
– Paraphe  17 1785
– Paraphierung  17 1765, 1769
– Parteivereinbarung  17 1737 ff.
– Pen-Pad  17 1759
– Piktogramme, digitale  17 1734
– Privatautonomie  17 1736, 1889
– qualifizierte elektronische Signatur

17 1812, 1817 ff.
– Rechtsfolgen bei Nichteinhaltung

Form  17 1872 ff.
– Rechtsfolgen der Heilung  17 1883
– Schenkungsversprechen  17 1877
– Schriftform  17 1752 ff.

– Schriftform, Wirksamkeitsvorausset-
zung  17 1912 f.

– Schriftformklausel, doppelte
17 1916 ff.

– Schriftformklausel, einfache
17 1917 f.

– Schutzzweck der Norm  17 1793,
1907

– Seitennummerierung, fortlaufen-
de  17 1765

– Spezialvorschriften  17 1876 ff.
– Sprache  17 1774
– Stellvertretung  17 1780
– Sukzessivbeurkundung  17 1837 ff.
– Teilzahlungsgeschäft  17 1877
– Telefax  17 1777
– Testament  17 1870
– Testament, handschriftli-

ches  17 1770
– Textform  17 1818, 1825 ff.
– Treuepflichtverletzung, besonders

schwere  17 1901 ff.
– Übereilungsschutz  17 1812
– Unterschrift  17 1771, 1855 f.
– Unterschrift, elektronische Form

17 1807 ff.
– Unterschrift, lesbar  17 1787
– Unterschrift, Verwandtschaftsbe-

zeichnung  17 1789
– Unterschriftenpad  17 1759
– Unterschrift mehrere Parteien

17 1803 f.
– Unterzeichnung  17 1775
– Unterzeichnung, eigenhän-

dig  17 1776
– Unterzeichnung im Auftrag  17 1780
– Unterzeichnung mit Name Voll-

machtgeber  17 1780 f.
– Urkunde  17 1755 ff.
– Urkunde, Herstellung  17 1770
– Urkunden, mehrere gleichlautende

17 1804 f.
– Urkundenmaterial  17 1757 ff.
– Verbraucherdarlehensver-

trag  17 1877
– vereinbarte Form  17 1865 ff.
– Vergleich, gerichtlich protokollier-

ter  17 1863
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